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Eine rheinische Botschaft
Wir wollen bewahren, was uns ausmacht und was uns verbindet: Offenheit, Hilfsbereitschaft, Toleranz, freies Denken und Reden

Die Ereignisse der Sil-
vesternacht rund um
den Kölner Haupt-
bahnhof haben uns
alle aufgewühlt, be-

unruhigt, verunsichert.
Viele hundert Frauen und Mäd-

chen sind Opfer sexueller Gewalt
und brutaler, offenbar bandenmä-
ßiger Kriminalität geworden. Die
Behörden, die für unsere Sicher-
heit verantwortlich sind, haben
nicht nur hilflos zugesehen, sie ha-
ben dieses große Verbrechen zu-
nächst verharmlost oder sogar zu
vertuschen versucht.

Die Ängste, wechselseitigen
Vorwürfe, unbeantworteten Fra-
gen und manche reißerischen Me-
dienberichte, die seit der Silvester-
nacht die Gespräche und Debatten
in unserer Stadt beherrschen, dro-
hen zu einer Spaltung in unserer
Gesellschaft zu führen. Das gilt
umso mehr, als wir in einer Zeit le-
ben, in der kulturelle und ethni-
sche Konflikte immer häufiger
auch mit physischer Gewalt ge-
führt werden.

Der dschihadistische Terror, der
weltweit unschuldige Menschen
wahllos tötet, hat auch Deutsch-
land ins Visier genommen. Deut-
sche Rechtsextremisten haben al-
lein im vergangenen Jahr fast tau-
send Anschläge auf Flüchtlings-
heime verübt.

Einen Tag vor ihrer Wahl wurde
die jetzige Kölner Oberbürger-
meisterin Henriette Reker wegen
ihrer Haltung in der Flüchtlingsfra-
ge niedergestochen und lebensge-
fährlich verletzt. Und erst vor we-
nigen Tagen mussten wir in Köln
zusehen, wie Anhänger der soge-
nannten Pegida-Bewegung hem-
mungslos am Bahnhof randaliert
undwiekurzdaraufUnbekannte in
der Innenstadt Jagd auf Menschen
ausländischer Herkunft gemacht
haben.

Die unzähligen Helfer genauso
wie die verantwortlichen Politiker,
die sich in den vergangenen Mo-
naten für die Aufnahme von
Flüchtlingen eingesetzt haben,
werden zu naiven Idioten erklärt,
wenn nicht zu Vaterlandsverrä-
tern. Auf der anderen Seite fühlen
sich Mitbürger, die ihre Sorgen vor

der Zuwanderung artikulieren,
pauschal als Fremdenfeinde dis-
kreditiert.

Um der wachsenden Polarisie-
rung in unserer Gesellschaft ent-
gegenzuwirken, ist es wichtig, an
dasGemeinsamezuerinnern�und
zwar auch ganz konkret mit Blick
auf die Ereignisse der Silvester-
nacht. Denn gleich welchen Ge-
schlechts und Alters wir sind, wel-
cher Herkunft und Religion, wel-
chen Beruf wir ausüben und wel-
cher Partei wir angehören, welche
sexuelle Orientierung wir haben
und welche private Leidenschaft �
wir alle wollen uns sicher, frei und
offenen Blicks bewegen. So haben
wir vier Forderungen aufgeschrie-
ben, von denen wir glauben, dass
sie nicht nur unsere eigenen sind.

Keinerlei Tolerieren von
sexueller Gewalt

Sexuelle Gewalt existiert in den
meisten, wenn nicht allen Gesell-
schaften und Kulturen. In der Sil-
vesternacht wurde sie am Kölner
Hauptbahnhof offenkundig von
jungen Männern nordafrikani-
scher und arabischer Herkunft
ausgeübt. Auch wenn Alkohol,
Drogen und eine verhängnisvolle
Gruppendynamik hineingewirkt
haben mögen, wäre es blind zu
verkennen, dass diesem Exzess ein
bedrückendes Frauenbild zugrun-
de liegt.

Nicht erst seit Silvester wissen
wir, dass in manchen Milieus man-
che Männer ein tiefgreifendes
Problem mit der Gleichberechti-
gung haben. Uns ist dieser Machis-
mo immer wieder auch in Milieus
von Menschen arabischer oder ori-
entalischerHerkunftbegegnet.Das
dürfen, ja müssen wir benennen,
wennwirdurchsetzenwollen,dass
dieWürdederFraujederzeitundan
jedemOrtunantastbar ist.

Dabei beginnt Gewalt nicht erst,
wo Männer physisch übergriffig
werden. Sie kann auch aus obszö-
nen, erniedrigenden oder aggres-
siven Worten bestehen. Wir ak-
zeptieren das nicht und nehmen
uns vor, früher und entschiedener
einzuschreiten, wo immer Frauen
bedrängt werden. Und wir hoffen,

dass die Ereignisse der Silvester-
nacht uns alle stärker für das The-
ma der sexuellen Gewalt sensibili-
sieren, das ein gesamtgesellschaft-
liches ist. Nach Angaben von Frau-
enrechtsorganisationen wie "Terre
des Femmes" wird in Deutschland
noch immer alle drei Minuten eine
Frau Opfer einer Vergewaltigung,
etwa drei Viertel von ihnen in der
eigenen Familie oder im Bekann-
tenkreis. Wir dürfen uns damit
nicht abfinden und müssen uns ge-
gensexuelleGewaltwenden,gleich
von wemsie verübtwird.

Kampf gegen bandenmÝäige
KriminalitÝt

Viele von uns beobachten oder
haben bereits am eigenen Leib er-
fahren, dass es neben anderen kri-
minellen Organisationen seit eini-
gen Jahren eine bandenmäßige
Straßenkriminalität gibt, die
hauptsächlich von Marokkanern
und Algeriern verübt wird. Es ge-
nügt, mit unseren guten Nachbarn
zu sprechen, die selbst aus Marok-
ko oder Algerien stammen, um an-
zunehmen, dass diese jungen,
durchweg alleinstehenden Männer
� die übrigens wohl nicht mit der
aktuellen Flüchtlingswelle nach
Deutschland gekommen sind � be-
reits in ihren Heimatländern krimi-
nell unddrogensüchtigwaren.Und
wir fragen uns, warum unsere
nordafrikanischen Nachbarn diese
jungen Menschen zu kennen
scheinen und sich über ihre Rück-
sichtslosigkeit seit Langem bekla-
gen, aber die Polizei augenschein-
lich keinerlei Zugriff auf sie hat.

Uns überrascht es nicht, dass im
Zentrum der Ereignisse in der Sil-
vesternacht eben diese kriminellen
und durch Drogen enthemmten
Banden stehen sollen. Wir erwar-
ten, dass der Rechtsstaat entschie-
dener gegen Straßenkriminelle
vorgeht, sie bestraft und gegebe-
nenfalls auchausweist.

Der Grundsatz, dass vor dem
Gesetz alle gleich sind, gilt unab-
hängig von der Herkunft, Kultur
oder Religion. Mehr noch: Der
Grundsatz ist umso stärker zu be-
achten, wo Menschen aus vielen
unterschiedlichen Ländern, Kultu-

ren oder Religionen zusammenzu-
leben.

Konsequenzen aus dem
behïrdlichen Versagen

Das Verhalten der unterschied-
lichen Ordnungskräfte in der Sil-
vesternacht und erst recht die Stel-
lungnahmen der dienstlich und
politisch Verantwortlichen in den
Tagen danach machen uns fas-
sungslos. Die Sicherheitsbehörden
können uns nicht vor jedem Ter-
roranschlag schützen, aber was am
Kölner Hauptbahnhof passiert ist,
hätte verhindert werden können.
Die Einsatzleitung hat die Lage
grotesk falsch eingeschätzt und so-
gar die angebotene Verstärkung
abgelehnt. In der Folge haben Ver-
treter der unterschiedlichen Be-
hörden die Bevölkerung wider-
sprüchlich und teilweise wahr-
heitswidrig über die Ereignisse un-
terrichtet, sich gegenseitig be-
schuldigt und mit absurden Argu-
menten zu verteidigen versucht.
Nachdem die Behörden die Her-
kunft der Täter zunächst verschlei-
erten, wurden in den Tagen darauf
Beweismaterial und Einsatzbe-
richte, die eben auf diese Herkunft
verweisen, Stück für Stück Medien
zugespielt. Wenn das nicht von bö-
ser Absicht zeugt, dann von Unfä-
higkeit undChaos.

Hätten die Sicherheitsbehörden
die Absicht gehabt � was wir nicht
glauben -, Vorurteile zu bestätigen,
die Angst vor Flüchtlingen zu
schüren und das Vertrauen in den
Staat zu untergraben, dann hätten
sie sich kaum anders verhalten
können, als sie es in der Silvester-
nacht und den Tagen danach getan
haben. Diese Kritik richtet sich
ausdrücklich nicht gegen die ein-
zelnen Polizeibeamten, die unter
hohem persönlichem Risiko für
unsere Sicherheit sorgen. Ihnen
vertrauen wir weiterhin. Aber die
dienstlich und politisch Verant-
wortlichen für das Fehlverhalten
müssen benannt und zur Rechen-
schaft gezogen werden, mögen sie
in der Hierarchie unter oder über
dem in den Ruhestand versetzten
Polizeipräsidenten stehen.

Innerhalb weniger Jahre haben

die Sicherheitsbehörden allein in
Köln viermal auf fatale Weise ver-
sagt: nach den beiden NSU-An-
schlägen, als Opfer wider besseres
Wissen über Jahre zu Tätern ge-
stempelt wurden, 2014 bei den
Ausschreitungen der rechtsextre-
men "Hogesa", als die Mitte unse-
rerStadtebenfallsüberStundenein
rechtsfreier Raum war, und nun in
der Silvesternacht. Daraus schlie-
ßen wir, dass in den Sicherheitsbe-
hörden strukturelle Probleme vor-
liegen, die dringend behoben wer-
denmüssen.

Schluss mit fremdenfeindlicher
Hetze � Deutschland bleibt ein
gastfreundliches Land

Die Ereignisse der Silvesternacht
haben leider auch zu einer weite-
ren Verrohung der öffentlichen
Diskussion geführt. Leidtragende
sind vor allem Menschen auslän-
discher Herkunft, die nicht nur un-
ter Pauschalverdacht gestellt, son-
dern erschreckend oft verbal oder
tätlich angegriffen werden. Weil in
der Silvesternacht zahlreiche jun-
ge Araber gegen Frauen brutal
übergriffig geworden sind, wird öf-
fentlich behauptet, der arabische
oder muslimische Mann neige
grundsätzlich zu sexueller Gewalt.
Das ist nicht nur verkürzt, es ist
falsch. Müssen wir darauf hinwei-
sen, dass auch die Massenverge-
waltigungen von Musliminnen im
Bosnienkrieg nicht dem Christen-
tum oder einer christlich geprägten
Kultur angelastet werden dürfen?
Es sollte genügen, an den langen,
schmerzhaften Kampf der Frauen
für Gleichberechtigung und kör-
perliche Unversehrtheit auch in
Deutschlandzu erinnern.

Nicht nur einzelne Menschen,
auch Gesellschaften und Kulturen
sind lernfähig und veränderbar.
Uns ist bewusst, dass manche
Flüchtlinge ein Frauenbild mit-
bringen, das unserer Vorstellung
von Gleichberechtigung wider-
spricht. Also sollten wir uns umso
stärker bemühen, ihnen zusam-
men mit der deutschen Sprache
auch die Werte zu vermitteln, die
das Grundgesetz so wunderbar zu-
sammenfasst. Das erfordert noch

mehr Anstrengungen als bisher.
Aber an dem kulturellen und ma-
teriellen Reichtum, den uns die Zu-
wanderung seit mehr als zweitau-
sendJahrenbeschert,erkennenwir
auch, dass Integration ein lohnen-
desund ein realistischesZiel ist.

Im Grundgesetz, das unange-
fochten den Rahmen des Zusam-
menlebens in unserer Gesellschaft
bilden muss, gehört das Recht auf
Asyl zu den zentralen Grundrech-
ten. Wir sind stolz, dass der ganz
überwiegende Teil Deutschlands
die Flüchtlinge im Herbst freund-
lich und hilfsbereit empfangen hat.
Ebenso berührt uns, wie dankbar
sichderganzüberwiegendeTeilder
Flüchtlinge für die Gastfreund-
schaft zeigt.Wir erkennenauchan,
dass die Behörden die Herausfor-
derung, innerhalb weniger Monate
über eine Million Menschen neu zu
versorgen, bei allen Unzulänglich-
keiten im Einzelnen insgesamt
großartig bewältigt haben.

Allerdings sind wir uns einig,
dass eine unkontrollierte Zuwan-
derung solchen Ausmaßes, wie wir
sie seit dem Herbst beobachten,
nicht von Dauer sein kann. Nur
halten wir einfache Lösungsvor-
schläge wie eine abstrakte Höchst-
grenze oder die Schließung der
deutsch-österreichischen Grenze
für illusionär. Eine Flüchtlingspo-
litik, die human, gerecht und auch
langfristig ausgerichtet ist, kann es
nur im europäischen Verbund ge-
ben. Daher gilt unsere Sorge heute
nicht so sehr Deutschland als viel-
mehr Europa, das durch den neu
aufflammenden Nationalismus
seineSeele zu verlieren droht.

Die Unterzeichner
Zu den Unterzeichnern gehïren:
Kardinal Rainer Maria Woelki, Navid
Kermani, Werner Spinner, Wolfgang
Niedecken, Christiane Woopen, Ma-
riele Millowitsch, Fatih Cevikkollu,
Bettina Boettinger, Ashok Sridharan,
Monika Wulf-Mathies, Norbert Blõm,
Andreas Gursky, Alexander Kluge,
Ann-Kristin Achleitner, Suzanne
Oetker-von-Franquet, Frank SchÝt-
zing.

Wir stehen für ein friedli-
ches Miteinander der

Menschen im täglichen Leben und
im Karneval in Köln, in Bonn und
überall auf der Welt.

Für uns und für alle bönnsche
Karnevalsfreunde sind Gemein-
schaftssinn, Toleranz und Integra-
tionsbereitschaft die wichtigsten
Koordinaten. Wir wollen ein Fest
der Gemeinschaft feiern. Wir wei-
sen alles zurück, was dem wider-
spricht und rufen die Menschen
guten willens auf, friedlich und
fröhlich Fastelovend zu feiern."

Prinz Michael I. (Cronenberg) und
Bonna Tiffany I. (Kõster)

Es gilt vor allem die Ursa-
chen von Flucht zu be-

kämpfen: Das sind Krieg, Hunger,
religiöser Fanatismus."

"Es wäre schlimm, wenn Europa
nur Banken und nicht Menschen in
Not retten würde."

Norbert Blõm,
ehemaliger Bundesarbeitsminister

Als Oberbürgermeister der
Stadt Bonn, der zur Hälfte

indische und zur anderen Hälfte
deutsche Wurzeln hat, stehe ich für
ein weltoffenes, tolerantes und in-
ternationales Bonn. Deshalb ist
mir Respekt voreinander unab-
hängig von Hautfarbe, Religion
und Geschlecht enorm wichtig. Das
funktioniert, wenn alle die sich
aus den Grundrechten ergebenden
Regeln beachten."

Ashok Sridharan,
Bonner Oberbõrgermeister

Selbstverständlich müssen
wir von Zuwanderern

verlangen, dass sie die Werte des
Grundgesetzes anerkennen, aber
auch von denen, die angeblich die
Werte des Abendlandes verteidi-
gen, erwarte ich, dass sie demo-
kratische Grundsätze respektieren
� im Umgang mit Politikern und
Medien ebenso wie gegenüber
Flüchtlingen und Zuwanderern."

Monika Wulf-Mathies,
ehemalige EU-Kommissarin


